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Der Vorsitzende 

Jena, 13. April 2023  

Stellungnahme der Thüringer Landespräsidentenkonferenz zum „Thürin- 

ger Gesetz über Hilfen zur Bewältigung der Energiekrise für Kommunen 

und Bildungseinrichtungen" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Thüringer Hochschulen ist eine Unterstützung bei den dramatisch 

gestiegenen Energiekosten von enormer Bedeutung, da die mit der Rah-

menvereinbarung V vorgesehenen Globalbudgets diese Mehrkosten nicht 

annähernd abdecken können. Die Zielstellung des vorliegenden Gesetzent-

wurfs, hier Unterstützungsleistungen zu gewähren, wird daher ausdrück-
lich begrüßt. 

Allerdings sehen sich auch das Studierendenwerk Thüringen sowie staat- Geschäftsstelle der TLPK 

lich getragene oder staatlich finanzierte Forschungseinrichtungen mit iden- 

tischen finanziellen Problemlagen konfrontiert. Daher wird zunächst nach- c/o  FSU Jena 

Fürstengraben 1 drücklich darum geworben, auch diese Einrichtungen 'aus Forschung und 
07743 Jena 

Wissenschaft in den Adressatenkreis der gesetzlichen Regelungen aufzu- 

nehmen. Telefon: 

+49 (0) 36 41 / 9-401015 

Damit Hochschulen, Forschungseinrichtungen und auch das Studierenden-

werk rechtssicher von Hilfen aus dem Sondervermögen profitieren können, 

muss mit Blick auf das aktuelle „Thüringer Energiekrise- und Corona-Pan-

demie-Hilfefondsgesetz" aus unserer Sicht zunächst ein wesentliches Prob-

lem gelöst werden: 

Die Tatbestandsvoraussetzung der „drohenden Zahlungsunfähigkeit oder 

Überschuldung" in § 2 Abs. 2 Nr. 5 Thüringer Energiekrise- und Corona-

Pandemie-Hilfefondsgesetz birgt eine erhebliche rechtliche Unsicherheit. 

Den betroffenen Einrichtungen droht entweder schon rechtlich (wie im Fall 

der Hochschulen sowie des Studierendenwerks Thüringen) oder jedenfalls 

tatsächlich (wie im Fall der staatlich getragenen oder staatlich finanzierten 

Forschungseinrichtungen) weder Zahlungsunfähigkeit noch Überschul-

dung.  
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Eine rechtssichere Lösung dieses Problems kann nach hiesigem Dafürhal-

ten nur durch eine Änderung des Thüringer Energiekrise- und Corona-Pan-

demie-Hilfefondsgesetzes erreicht werden. Hierzu könnte entweder 

eine neue Nummer (Nr. 8) für die betroffenen Einrichtungen ohne 

diese einschränkenden Tatbestandsvoraussetzungen geschaffen werden 

oder ggf. in der vorhandenen Nr. 5 die betreffenden Voraussetzungen 
gestrichen werden. 

Die vorgesehene Schaffung einer haushaltsrechtlichen Grundlage für Zah-

lungen an die Hochschulen des Landes im „Thüringer Ausreichungsverein-

fachungsgesetz" (Artikel 1) wird für erforderlich erachtet und deshalb aus-

drücklich begrüßt. Wie eingangs bereits dargestellt sind Hochschulen aber 

nicht die einzigen Einrichtungen in Wissenschaft und Forschung, die von 

den gestiegenen Energiekosten vor Probleme gestellt werden, so dass der 

Kreis der Anspruchsberechtigten um landeseigene Forschungseinrichtun-

gen sowie das Studierendenwerk Thüringen erweitert werden sollte. 

Die klarstellende Regelung des § 5 Absatz 3 zur Abgrenzung von Zuwen-

dungsrecht und Billigkeitsleistungen nach den Vorgaben der Landeshaus-

haltsordnung ist — auch mit Blick auf die sonstigen Regelungen des Gesetz-

entwurfs — systematisch folgerichtig und zu begrüßen. Damit wird eine 

Gleichbehandlung für alle im Ausreichungsvereinfachungsgesetz genann-

ten Leistungsempfänger erreicht. 

Mit freundlichen Grüßen  

Vorsitzender der TLPK 
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